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Ein Jahr nach den terroristischen Anschlägen auf die USA wird in britischen und franzö-
sischen Fachzeitschriften eine intensive Diskussion über Gründe und Konsequenzen der
erkennbar gewordenen transatlantischen Divergenzen geführt. Viele Beiträge präsentieren
strategische Überlegungen zur Frage der europäischen Handlungsfähigkeit in der Sicher-
heitspolitik und setzen sich mit bündnispolitischen Fragen auseinander.
Pierre Hassner, Professor am Institut
détudes politiques de Paris, kommt in
einem Interview mit der Zeitschrift Esprit
unter anderem auf das Selbstverständnis
der USA als »Empire« zu sprechen, ein
Begriff, der sich auf zweierlei Weise deuten
lasse. Auf der einen Seite sieht Hassner
ein unilateral auftretendes Empire »à la
Hobbes«, das mit präventiver Kriegführung
auf asymmetrische Bedrohungen ant-
wortet. Dieser Typus laufe letztlich Gefahr,
faschistische und militaristische Züge zu
entwickeln und den Fanatismus seiner
Gegner zu übernehmen. Dem stellt er unter
Berufung auf Joseph Nye das Modell einer
Weltvormacht gegenüber, die einen koope-
rativen Ordnungsrahmen bereitstellt.
Nach Hassners Einschätzung tendierten
die USA zu uneingeschränkter Mobilisie-
rung gegen Feindbilder wie den Kommu-
nismus oder gegenwärtig den Terrorismus
und hätten die Neigung, ihre Alliierten im
Kampf gegen diese Feinde ohne Rücksicht
auf liberale Ideale auszuwählen. Im Mitt-
leren Osten verfolgten amerikanische Neo-
Imperialisten das Ziel, den arabischen
Staaten durch das Mittel des Krieges die
Demokratie zu oktroyieren. Dabei würden
sie Phänomene wie Nationalismus und
die Folgewirkungen von Demütigung
oder auch Rachsucht unterschätzen. Ent-
sprechend sei eine militärische Durch-
setzung des amerikanischen Anliegens
zum Scheitern verurteilt.
Ein Empire müsse zwar die Bereitschaft
zur Befriedung der Welt aufbringen, könne
diese Mission aber nur erfüllen, wenn seine
Vormacht als legitim wahrgenommen
werde. Hierzu müsse es sich um die kollek-
tiven Güter Prosperität, Sicherheit sowie
ein Mindestmaß an Umweltschutz be-
mühen, was besser durch die Orientierung
am zweiten, konsensual ausgerichteten
Verständnis des Begriffs »Empire« erreicht
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werden könne. Angesichts einer sich im-
perialer und nationalistischer denn je
gebärdenden US-Administration, die bei-
spielsweise die Ablehnung des Kyoto-
Protokolls mit dem Primat der wirtschaft-
lichen Interessen der US-Bürger begründe,
sei letzteres jedoch kaum zu erwarten.
Mit speziÞschen transatlantischen
Unterschieden in der Wahrnehmung des
Internationalen Strafgerichtshofs beschäf-
tigt sich, ebenfalls in Esprit, Antoine
Garapon, Generalsekretär des Institut des
hautes études sur la justice. Er weist auf die
Fragilität der Position der Europäer hin, die
nicht die notwendige Durchsetzungskraft
besäßen, um das neue Gericht handlungs-
fähig zu machen. Die USA, die Einmischun-
gen in ihr Rechtssystem noch nie geschätzt
hätten, hegten vor allem demokratie-
theoretische Vorbehalte gegen den Straf-
gerichtshof. Außerdem habe die einzige
verbliebene Supermacht kein Interesse an
einer derartigen Kontrollinstanz.
Die Europäer sollten die USA dabei
unterstützen, Staaten zur Verantwortung
zu ziehen, die terroristische Aktivitäten auf
ihrem Territorium dulden. Hingegen sei die
europäische Seite in der Identifizierung
und Analyse terroristischer Personen und
Organisationen nuancierter als die ameri-
kanische, da sie nicht nur gewaltförmige
Aktionen, sondern auch die jeweiligen
Motive und den politischen Kontext in die
Bewertung einbeziehe.
Zukunft der NATO und der ESVP
David G. Haglund, Professor für Politik-
wissenschaft an der Queens University in
Kingston, Ontario, stellt in der Herbst-
Ausgabe der Revue internationale et stratégique
die Frage nach der Relevanz der NATO
für die künftige Außenpolitik der USA.
Haglund unterscheidet drei amerikanische
Denkschulen: eine erste Schule, die für eine
möglichst weitgehende Trennung von den
europäischen Alliierten plädiere, damit
allerdings nur wenig Resonanz Þnde;
weiterhin und einflußreicher die soge-
nannte »kanadische Schule« und die »globa-
listische Schule«. Die Vertreter der »kana-
dischen Schule« sähen die Stabilisierung
der jungen Demokratien in Mittel- und
Osteuropa als zentrale Aufgabe des Nord-
atlantik-Paktes. Sie betonten, das Bündnis
habe eher politischen als militärischen
Charakter. Militärisch müsse sich die NATO
stärker europäisieren, damit die euro-
päische Seite in die Lage versetzt werde, aus
eigener Kraft für Sicherheit an ihrer Peri-
pherie zu sorgen. Die »Globalisten« hin-
gegen forderten die Verstärkung der mili-
tärischen Fähigkeiten der Allianz und
einen unbeschränkten Einsatzradius. Der
NATO-Gipfel von Prag gilt den »Globalisten«
als letzte Chance für die Europäer, ihren
Willen zu nationalen militärischen An-
strengungen und zur Unterstützung
der USA im Kampf gegen den Terrorismus
unter Beweis zu stellen.
Haglund erwartet angesichts derartig
weitreichender Ansprüche eher Ent-
täuschungen und sagt der NATO die
Zukunft einer Art »OSZE mit militärischen
Mitteln« voraus, die von den Europäern
als alternatives Integrationsinstrument
genutzt werden könne. So würde man
Staaten, bevor sie die Kriterien einer EU-
Mitgliedschaft erfüllten, zunächst in die
NATO aufnehmen können, um sie auf
diesem Wege zu stabilisieren.
Die Herbst-Ausgabe der noch relativ
jungen Zeitschrift Politique européenne befaßt
sich mit dem Thema der europäischen
Verteidigung. Jolyon Howorth, Professor an
der University of Bath, verbindet die Erörte-
rung der Charakteristika einer künftigen
EU mit einheitlicher Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik mit der weiterreichenden
Frage, welche Herausforderungen auf dem
Weg dorthin bewältigt werden müssen.
Möglicherweise seien diese sogar größer als
in der Entstehungsphase der Gemeinschaft.
Der Autor zeigt zahlreiche Gegensätze auf
zwischen NATO-Mitgliedern und Neutralen,
Atlantikern und Pan-Europäern, kleinen
und großen Staaten, Waffenproduzenten
und -konsumenten, Nuklear- und Nicht-
Nuklearstaaten, Befürwortern von Macht-
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projektion oder von territorialer Verteidi-
gung sowie zwischen Anhängern militäri-
scher und ziviler Instrumente des Krisen-
managements. Die Union durchlaufe einen
konstruktiven Prozeß der Konfrontation
unterschiedlicher kultureller Ansätze, aus
dem ein speziÞsches Modell von EU-Sicher-
heitspolitik hervorgehen könne. Ob der Pro-
zeß einen solch positiven Verlauf nehme,
müsse aber noch abgewartet werden.
Dem Engagement der allianzfreien
Staaten Finnland und Schweden sei es zu
verdanken, daß der EU durch die Einbezie-
hung ziviler Aspekte des Krisenmanage-
ments bereits heute in diesem Bereich ein
umfassendes Instrumentarium zur Verfü-
gung stehe. Eine Mehrheit der Mitglied-
staaten zeige sich auch von der Notwen-
digkeit einer neuen transatlantischen Auf-
gabenteilung überzeugt. Danach müsse die
EU beweisen, daß sie fähig ist, Führungs-
aufgaben im regionalen Krisenmanage-
ment zu übernehmen. Ein Erfolg des Pro-
jekts einer Europäischen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik (ESVP) müsse letztlich
zu einer neuen Form von Transgouverne-
mentalismus führen, die dann wiederum
eine verstärkte Kooperation zwischen
Ministerrat, Kommission und Parlament
ermögliche.
Anand Menon, Direktor des European
Research Institute an der University of
Birmingham, schlägt einen pessimistische-
ren Ton an. Er sieht in der Entwicklung der
ESVP eher eine Schwächung denn eine
Stärkung der Fähigkeit Europas, Sicher-
heitsbedrohungen wirksam zu begegnen.
Vier Probleme seien zu beachten: 1. das
Risiko einer Verschlechterung des trans-
atlantischen Verhältnisses; 2. die Möglich-
keit, daß die EU zu effektivem Handeln im
militärischen Bereich nicht in der Lage sei;
3. daß man durch strukturelle und pro-
zedurale Fragen vom zentralen Problem,
dem Mangel an militärischen Ressourcen,
ablenke; 4. daß eine effektivere Partner-
schaft zwischen NATO und EU erschwert
werde. Indes könne die EU indirekt auf eine
Europäisierung der NATO hinwirken,
zumal die USA ein Interesse daran hätten,
ihre europäischen Partner in diesem Koope-
rationsrahmen zu halten. Es liege also in
der Verantwortlichkeit der USA, den Euro-
päern vorteilhafte Konditionen innerhalb
der NATO zu bieten, damit ein Maximum
an gemeinsamer Effektivität erreicht
werden könne.
Hervé Dumez und Alain Jeunemaître,
Direktoren am Centre National de la
Recherche ScientiÞque (CNRS), befassen
sich in ihrem Artikel mit der Machbarkeit
und Wünschbarkeit verschiedener Modelle
der Rüstungskooperation. Zentrale Pro-
bleme identiÞzieren sie bei Rüstungs-
exporten außerhalb sowie mangelnder
Konkurrenz und damit suboptimaler Inno-
vation innerhalb des transatlantischen
Raumes.
Eine Stärkung des transatlantischen
Marktes und eine Koordinierung der Nach-
frage seien die einzigen Möglichkeiten,
Exporte in den Rest der Welt zu vermeiden,
die militärisch gefährlich und zudem wirt-
schaftlich wenig proÞtabel seien. Dem-
gegenüber führe die derzeitige ameri-
kanische Praxis zu einer Rüstung poten-
tieller Gegner und zu einer Verstärkung der
eigenen Rüstungsanstrengungen. Um das
aktuelle Technologieniveau finanzieren zu
können, müsse man die Stückzahlen
steigern und deshalb exportieren. Dadurch
wiederum sei man gezwungen, neue Gene-
rationen von Militärtechnologie zu ent-
wickeln, um gegenüber den Empfänger-
ländern im Vorteil zu bleiben.
In der Herbstausgabe von European
Security thematisiert Richard Youngs,
Wissenschaftler im ESVP-Demokratie-
Projekt der EU, zum einen das Fehlen einer
Strategie für die ESVP und zum anderen
den Einßuß der ESVP auf die Ansätze der
EU zur zivilen Konßiktprävention und
-bewältigung. Aus Sicht des Autors sind
Befürchtungen unbegründet, daß die ESVP
die Instrumente der zivilen Konßikt-
bewältigung, zum Beispiel durch Verlage-
rung der Ressourcen, verdrängen werde.
Bisher sei die Fähigkeit der ESVP zur Macht-
projektion jedenfalls gering geblieben.
Neben dem verzögerten Aufbau der Euro-
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päischen Schnellen Eingreiftruppe, Finan-
zierungsproblemen und mangelnder
Kooperation in der Rüstungsindustrie sei
ein eklatanter Mangel an systematischen
Überlegungen zu verzeichnen, wann und
für welche Zwecke der Einsatz der ESVP-
Instrumente angemessen sei.
Julian Lindley-French, Senior Research
Fellow am European Institute for Security
Studies in Paris, identiÞziert in International
Affairs eine Konfusion von realistisch und
idealistisch geprägten Strategien als Ur-
sache für die Probleme der ESVP. Aus-
gehend von einer historischen Analyse der
sicherheitspolitischen Rahmenbedingun-
gen in Europa entwickelt der Autor drei
grundlegende Erfordernisse einer aus
seiner Sicht adäquaten europäischen Stra-
tegie: Zum einen müßten die Mitglied-
staaten der EU die Bereitschaft entwickeln,
Souveränitätsrechte im Bereich Sicherheits-
politik aufzugeben. Zum anderen müsse
eine Führung durch Deutschland, Frank-
reich und Großbritannien akzeptiert
werden. Schließlich müsse mehr in die
Streitkräfte investiert werden, um Schutz
und Glaubwürdigkeit zu gewährleisten.
Die öffentliche Meinung in Europa
und den USA
Eine Auswertung von Meinungsumfragen
in europäischen Staaten und den USA zu
den Themen ESVP, transatlantisches Ver-
hältnis und eine mögliche militärische
Intervention im Irak präsentieren Philip
Everts, Direktor des Instituts für Inter-
nationale Studien der Universität Leiden,
und Richard Sinnott, Professor am Uni-
versity College in Dublin. In den Mitglied-
staaten der EU unterstützten durchschnitt-
lich 71 Prozent der Befragten die ESVP in
ihrer jetzigen Form. Allerdings seien nur
knappe Mehrheiten in Großbritannien und
den allianzfreien Staaten Schweden, Finn-
land und Irland zustande gekommen. Für
einen supranationalen Entscheidungs-
mechanismus plädierten lediglich 51 Pro-
zent, wobei der Abstand zu den Schluß-
lichtern Schweden und Finnland mit
jeweils 9 Prozent deutlich sei.
In bezug auf das transatlantische Ver-
hältnis könnten zwei Pole unter den
großen EU-Mitgliedstaaten ausgemacht
werden: In Deutschland und Großbritan-
nien fänden die beiden Optionen des Er-
halts einer engen transatlantischen Bin-
dung und einer größeren Unabhängigkeit
der Europäer gleichstarke Unterstützung.
In Frankreich und Italien votiere hingegen
eine deutliche Mehrheit für eine ausge-
prägtere europäische Unabhängigkeit.
In den USA sei die Bevölkerung beun-
ruhigt über die Risiken einer möglichen
Intervention im Irak. Zwar unterstützten
69 Prozent eine Militäraktion prinzipiell,
doch hätten die Faktoren Legitimität, Inter-
ventionsinteresse und vor allem Verlust-
risiken deutlichen Einßuß auf den Grad der
Unterstützung. In Europa sei der Glaube an
die Weisheit der derzeitigen US-Politik
geringer ausgeprägt. Doch könne bei Vor-
liegen eines UN-Mandates, gekoppelt mit
dem Beweis der Existenz irakischer Massen-
vernichtungswaffen, in einer Mehrheit von
europäischen Staaten (mit Ausnahme
Deutschlands) mit der Unterstützung der
Öffentlichkeit gerechnet werden.
Formen ziviler Konßiktbewältigung
In der Herbstausgabe von Survival sind zwei
Artikel erschienen, die sich mit verschiede-
nen Formen von Konßiktbewältigung und
-prävention auseinandersetzen.
Simon Chesterman, wissenschaftlicher
Mitarbeiter der International Peace Aca-
demy und Leiter des Program on Tran-
sitional Administrations, stellt den soge-
nannten Light Footprint-Ansatz von Lakhdar
Brahimi, dem UN-Sonderbeauftragten für
Afghanistan, als bisher selten angewandtes
Verfahren der zivilen Konßiktbewältigung
vor. Dieser Ansatz setzt auf eine zurück-
haltende Rolle und Präsenz der UN und
der Geberländer beim Aufbau eines neuen
Staatswesens in Afghanistan. Seit Beginn
des Friedensprozesses werde eine starke
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Beteiligung von afghanischen Führern an
der Regierungstätigkeit angestrebt. Ein
weiteres Element sei die Preisgabe der strik-
ten Trennung zwischen Formulierung und
Implementierung eines Friedenskonzepts.
Für die Entwicklungspolitik habe der
Light Footprint-Ansatz weitreichende Folgen.
Nur nachhaltige Entwicklungsprojekte,
die tatsächlich strukturelle Anpassungs-
prozesse in Gang setzten, sollten verwirk-
licht werden, um eine dauerhafte Abhän-
gigkeit von internationalen Hilfsleistungen
zu vermeiden. Damit diese Projekte eine
stabilisierende Wirkung auf die Übergangs-
verwaltung entfalten könnten, würden UN
und Geberländer darauf verzichten, sich
durch Projekte zu proÞlieren.
Jonathan M. Winer, ehemals U.S.
Deputy Assistant Secretary of State for
International Law Enforcement, und
TriÞn J. Roule, Mitherausgeber des Journal
of Money-Laundering Control und derzeit
Projektmanager einer von der US-Regierung
durchgeführten Studie zu Geldwäsche,
stellen dar, welche Möglichkeiten Terro-
risten zur Finanzierung ihrer Aktivitäten
haben, und erläutern die seit dem 11. Sep-
tember auf internationaler und nationaler
Ebene getroffenen Gegenmaßnahmen.
Problematisch sei trotz guter Ansätze unter
anderem, daß die Implementierung der
geschaffenen gesetzlichen Grundlagen
schwierig sei. Auch erschwere die deregu-
lierte Struktur des internationalen Finanz-
marktes polizeiliche Ermittlungen. Beson-
ders gravierend wirke sich jedoch aus, daß
in einigen Regionen wie dem Mittleren
Osten, Südasien, dem größten Teil Afrikas,
in China und einem großen Teil des mus-
limischen Südostasien, einschließlich Indo-
nesiens und Malaysias, bisher nur geringe
Fortschritte in der Harmonisierung von
Gesetzen gegen Geldwäsche und Terroris-
mus-Finanzierung erzielt worden seien.
Ursachen und Elemente
transatlantischer Differenzen
Colin S. Gray, European Director am
National Institute for Public Policy in
Fairfax, betrachtet in der Zeitschrift
Comparative Strategy die europäisch-ameri-
kanischen Differenzen über das Projekt
eines gemeinsamen Systems der Raketen-
abwehr aus einer in der bisherigen Dis-
kussion wenig beachteten Perspektive.
Diesen Differenzen lägen unterschiedliche
Weltbilder zugrunde. Die Europäer seien
aufgrund ihrer Geschichte äußere Un-
sicherheit und Verletzlichkeit gewohnt.
Die USA seien dagegen aufgrund ihrer geo-
graphischen Situation in der vorteilhaften
Lage gewesen, selbst entscheiden zu kön-
nen, wann, wo und in welchem Ausmaß sie
sich militärisch in der Welt engagieren. Die
fast vollständige Abwesenheit militärischer
Konßikte auf amerikanischem Boden habe
zudem zu einem von europäischer Seite
nur schwer nachvollziehbaren Anspruch auf
Sicherheit geführt. Die traumatische Erfah-
rung des 11. September, verknüpft mit dem
amerikanischen Glauben an die grundsätz-
liche Lösbarkeit jedes Problems, habe eine
Wiederbelebung und gleichzeitig Inten-
sivierung der Diskussion über eine Balli-
stische Raketenabwehr (ballistic missile
defense) ausgelöst. Die divergierenden Welt-
bilder und nicht etwa unterschiedliche
Bedrohungswahrnehmungen seien aus-
schlaggebend für die abweichenden Posi-
tionen zur Raketenabwehr.
Robert S. Litwak, Direktor für Inter-
nationale Studien am Woodrow Wilson
International Center for Scholars, trägt mit
seinem Aufsatz in der Winter-Ausgabe
von Survival zur Klärung des Konzepts der
Preemption und seiner Bedeutung in der
National Security Strategy der USA bei. Aus
einer vergleichenden Analyse der wenigen
historischen Beispiele für präemptives
Handeln zieht er unter anderem den
Schluß, daß der präemptive Einsatz mili-
tärischer Gewalt überaus problematisch sei,
weil häuÞg mit dem Ausbruch eines all-
gemeinen Krieges gerechnet werden müsse,
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Geheimdienstinformationen unsicher seien
und möglicherweise inakzeptable Verluste
unter der Bevölkerung drohten.
Erfolgreiche Präventionsmaßnahmen
würden präemptives Handeln überflüssig
machen. Zu denken sei etwa an Maß-
nahmen zur Nichtverbreitung, die multi-
laterale Verträge, Exportkontrollen oder
wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen um-
fassen könnten. Die ambivalente Haltung
der Bush-Administration zu diesen Maß-
nahmen verstärke in Europa die Wahrneh-
mung, daß non-proliferation und counter-
proliferation als alternativ und nicht als kom-
plementär zu betrachten seien.
Zudem müßten im Rahmen des Völker-
rechts Regeln deÞniert werden, die den Ein-
satz militärischer Gewalt unter bestimmten
Umständen erlaubten, unter anderen
jedoch nicht. Ein sicherheitspolitischer
Dialog zwischen den USA und anderen
Staaten sowie die Bestimmung von Krite-
rien zur Feststellung einer unmittelbaren
militärischen Bedrohung könnten Schritte
in die richtige Richtung sein.
In derselben Survival-Ausgabe werden die
Beiträge von drei renommierten Wissen-
schaftlern im Rahmen der ersten Global
Strategy Review des International Institute
for Strategic Studies (IISS) veröffentlicht.
Darin bewerten sie die Aussichten für eine
gemeinsame Grand Strategy gegen den Terro-
rismus und die Risiken weiterer sicherheits-
politischer Gefahren für den Westen.
Robert Kagan, Senior Assiociate der
Carnegie-Stiftung in Washington, gelangt
beim Vergleich der amerikanischen Grand
Strategy mit der europäischen Global Grand
Strategy zu einer pessimistischen Bewertung
der Chancen für eine gemeinsame Stra-
tegie. Sie sei unter anderem angesichts
unterschiedlicher Grundvorstellungen von
internationaler Staatenordnung eher un-
wahrscheinlich: Europa gehe von einer
Gleichheit aller Staaten aus, Amerikas Vor-
stellungen seien eher mit nationalistischen
Konnotationen verbunden.
Christoph Bertram, Direktor der Stif-
tung Wissenschaft und Politik, sieht den
Unilateralismus der USA nicht selten ver-
ursacht durch mangelnde Ambitionen der
Europäer, die eigenen Interessen zu ver-
treten. Problematisch sei aber, daß der
amerikanische Ansatz einer Grand Strategy
aufgrund mangelnder Ressourcen in den
USA und aufgrund der veränderten Erfor-
dernisse einer globalisierten Welt nicht
funktionieren werde. Auch wenn der Ein-
satz militärischer Gewalt nicht kategorisch
ausgeschlossen werden sollte, würden im
Horizont globalisierter Sicherheit Strate-
gien der Kooperation und Integration sowie
ein Sicherheitsverständnis benötigt, das
Abschreckung, Eindämmung, internatio-
nale Gesetzgebung und Rüstungskontrolle
einbeziehe. Dieser eher europäisch ge-
prägte Ansatz könne nur verwirklicht
werden, wenn die Europäer lernten, Verant-
wortung für das Weltgeschehen zu über-
nehmen.
François Heisbourg, Vorsitzender des
IISS-Rates und Direktor der französischen
Stiftung für strategische Studien, argumen-
tiert entgegen der herrschenden Meinung,
daß sehr wohl strukturelle Ähnlichkeiten
zwischen den sicherheitspolitischen Her-
ausforderungen des Kalten Krieges und
jenen des internationalen Terrorismus
bestünden. In beiden Fällen werde ein
Kampf um Werte ausgetragen. Der Konßikt
zwischen langfristigen und kurzfristigen
Zielen sei im Kampf gegen den Terrorismus
sogar eher noch schärfer ausgeprägt als im
Kalten Krieg. Gegen die akute Gefahr eines
Einsatzes von Massenvernichtungswaffen
helfe weder Abschreckung noch Eindäm-
mung. Und langfristig könne der Kampf
nicht gewonnen werden, wenn es kein
multilaterales Streben nach Verbreitung
demokratischer Werte gebe. Der Autor
hält eine gemeinsame Grand Strategy des
Westens für möglich, wenn auf die Ver-
wendung von Stereotypen verzichtet wird
und man statt Gegensätzen Gemeinsam-
keiten betont.
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